
 

 

 

Für eine echte Zeitenwende 

in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

zwei Jahre ist es her, dass Russland am 

24. Februar 2022 mit seinem brutalen An-

griff auf die Ukraine den Krieg, der bereits 

2014 mit der völkerrechtswidrigen Anne-

xion der Krim und dem Krieg gegen die 

Ostukraine begann, in katastrophalem Aus-

maß zurück auf unseren Kontinent gebracht 

hat. 

Schon zehn Jahre 

kämpft das ukraini-

sche Volk aufopfe-

rungsvoll für seine 

Freiheit, die Rücker-

langung der territori-

alen Integrität seines 

Landes und die Be-

wahrung seiner poli-

tischen Souveränität 

– zentrale Säulen des Völkerrechts. Dabei 

kämpfen die Ukrainer auch für unsere 

Werte, die liberale, regelbasierte Ordnung 

und somit für die 

Sicherheit ganz Europas. 

Trotz dieser Bedrohungslage ist Deutsch-

land von einem strategischen Paradigmen-

wechsel weit entfernt. Die vom Bundeskanz-

ler in seiner Rede vom 27. Februar 2022 aus-

gerufene „Zeitenwende“ ist über das Sta-

dium der Ankündigung nicht hinausgekom-

men. Die „Nationale Sicherheitsstrategie“ 

der Bundesregierung kratzt nur an der 

Oberfläche und zieht keine operativen 

Schlussfolgerungen für die deutsche Außen- 

und Sicherheitspolitik. 

Die Bundesregierung verschleppt notwen-

dige strukturelle Anpassungen wie die Ein-

richtung eines „Nationalen Sicherheitsra-

tes“. 

Ein Konzept für die 

staatliche Gesamt-

verteidigung, das 

auch den Zivil- sowie 

Bevölkerungsschutz 

berücksichtigt, sowie 

eine Gesetzgebung 

für den besseren 

Schutz kritischer Inf-

rastrukturen, werden in Ressortstreitigkei-

ten verschleppt. Der Verteidigungshaushalt 

erfüllt nur kurzzeitig und mit Rechentricks 

das 2-Prozent-Ziel der NATO. 

Unsere Position 

Deutschland braucht jetzt eine echte Zei-

tenwende in der Außen- und Sicherheitspo-

litik, um Frieden, Freiheit und Wohlstand in 

Deutschland und Europa bewahren zu kön-

nen. 
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Allem voran muss die Ukraine das Maß an 

Unterstützung erhalten, welches sie für ei-

nen Sieg gegen Russland benötigt. Darüber 

hinaus muss eine neue „Nationale Sicher-

heitsstrategie“ unsere Interessen klar arti-

kulieren und konkrete Maßnahmen zu deren 

Durchsetzung benennen. 

Ein „Nationaler Sicherheitsrat“ kann die 

Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit der 

Bundesregierung stärken. Unsere Nachrich-

tendienste müssen mit den Befugnissen 

ausgestattet werden, dass sie Bedrohungen 

rechtzeitig und selbstständig erkennen kön-

nen. Verteidigung müssen wir gesamtstaat-

lich betrachten und Bevölkerungs- sowie Zi-

vilschutz wieder einen hohen Stellenwert 

einräumen. 

Im Bundeshaushalt müssen die Mittel so 

priorisiert werden, dass der Verteidigungs-

haushalt stufenweise anwachsen und 

Deutschland auch nach Ausschöpfung des 

Sondervermögens die NATO 2-Prozent-Zu-

sage überzeugend und als Untergrenze ein-

halten kann. Die Bundeswehr muss so ein-

satzbereit sein, dass sie ihre Aufträge und 

eingegangen Verpflichtungen tatsächlich 

erfüllen kann. Dafür braucht es auch eine 

leistungsfähige Reserve. Die Sicherheits- 

und Verteidigungsindustrie muss dauerhaft 

gestärkt und mit einer pragmatischen und 

europäisch abgestimmten Rüstungsexport-

politik unterstützt werden. 

Die Zeit drängt. Die Bedrohungslage erfor-

dert jetzt entschlossenes Handeln der Bun-

desregierung, national und in Europa. Noch 

zwei weitere Jahre Zeitenwende in Zeitlupe 

kann sich unsere Sicherheit nicht leisten. 

Deutschland muss verlässlich seinen sicher-

heitspolitischen Beitrag im europäischen 

und transatlantischen Bündnis leisten. In 

Europa muss Deutschland endlich gemein-

sam mit Frankreich und Polen im Rahmen 

des „Weimarer Dreiecks“ Verantwortung 

übernehmen. 

Unser Antrag: KLICK 

 

Wirtschaftswende jetzt – Sofortpro-

gramm für die deutsche Wirtschaft 

Die Weltwirtschaft wächst. Derweil trüben 

sich die Aussichten für die deutsche Volks-

wirtschaft im Jahr 2024 weiter stark ein. 

Schon im Jahr 2023 schrumpfte sie um 

0,3 Prozent, das produzierende Gewerbe so-

gar um 1,5 Prozent. Zahlreiche Unterneh-

men verlagern Teile oder gar die gesamte 

Produktion aufgrund der hierzulande un-

günstiger werdenden wirtschaftlichen Rah-

menbedingungen in das europäische oder 

außereuropäische Ausland. Die Ampel-Re-

gierung hat Deutschland auf einen Pfad der 

Rezession, der Deindustrialisierung und des 

wirtschaftlichen Abstiegs geführt. 

Selbst der zuständige Bundeswirtschafts-

minister Robert Habeck hatte kürzlich einen 

Moment der Erkenntnis und bezeichnete die 

Lage der deutschen Wirtschaft als „drama-

tisch schlecht“ – leider folgen der Erkenntnis 

keine Handlungen! 

 

Deutschland braucht jetzt eine Wirt-

schaftswende. Wir sind ein starkes Land mit 

viel ökonomischer Substanz, tatkräftigen 

Arbeitnehmern und innovativen Unterneh-

men. Zur Entfaltung dieser Stärke muss die 

Bundesregierung die Rahmenbedingungen 

des Standorts Deutschland deutlich verbes-

sern. 

Der Fraktionsvorsitzende Friedrich Merz 

MdB und der Erste Stellvertretende Vorsit-

zende Alexander Dobrindt MdB haben den 

Bundeskanzler in einem Brief aufgefordert, 

neben mittel- und langfristigen Maßnahmen 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-aussen-sicherheitspolitik-990252
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zur Stärkung der strukturellen Wettbe-

werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 

jetzt ein Paket aus Sofortmaßnahmen auf 

den Weg zu bringen, um den Standort 

Deutschland zu sichern und zu stärken. 

Diese Vorschläge stellen wir mit einem An-

trag zur Abstimmung im Bundestag und for-

dern die Koalitionsfraktionen dazu auf, sich 

diesem anzuschließen.  

Unser Sofortprogramm umfasst 

12 Punkte, darunter die steuerliche Begüns-

tigung von Überstunden für Vollzeitbe-

schäftigte; die Einführung von strengeren 

Sanktionen für Bürgergeldbezieher, wenn 

die Arbeitsaufnahme verweigert wird; die 

vollständige Rücknahme der von der Bun-

desregierung geplanten Steuererhöhung für 

Landwirte; sowie die dauerhafte Senkung 

der Stromsteuer auf das europäische Mini-

mum (0,05 Cent/kWh) und die Halbierung 

der Netzentgelte. 

 

 

Bezahlkarte jetzt rechtssicher einfüh-

ren – Blockade beenden 

Mit der Bezahlkarte sollen Barauszahlun-

gen an Leistungsempfänger nach dem Asyl-

bewerberleistungsgesetz eingeschränkt und 

dadurch Möglichkeiten zum Missbrauch der 

staatlichen Unterstützung – etwa in Form 

von Zahlungen an Schlepper oder Überwei-

sungen ins Ausland – erschwert werden. 

Asylbewerber erhalten nicht weniger Leis-

tungen, sondern diese nur in anderer Form. 

Zugleich können Bezahlkarten dazu beitra-

gen, den Verwaltungsaufwand bei den Kom-

munen zu reduzieren. 

 

Ende Januar hat die Arbeitsgruppe der Län-

der einen wichtigen Schritt in Richtung ei-

ner bundesweiten Einführung einer Bezahl-

karte genommen und gemeinsame Rahmen-

bedingungen beschlossen. Damit die Be-

zahlkarte bundesweit volle Wirkung entfal-

ten kann, braucht es Änderungen des Asyl-

bewerberleistungsgesetzes. Doch wieder 

einmal streitet die Ampel über die nötigen 

nächsten Schritte. Die Grünen haben er-

klärt, keiner Änderung des Asylbewerber-

leistungsgesetzes zustimmen zu wollen. Das 

führt dazu, dass das Vorhaben im Streit der 

Ampel feststeckt.  

Die Grünen müssen ihre ideologisch moti-

vierte Blockade sofort beenden. Dies haben 

wir in einer „Aktuellen Stunde“ eingefor-

dert. Es ist unverantwortlich, dass die Grü-

nen diese Gesetzesänderung nun blockieren 

– entgegen den Verabredungen in der eige-

nen Koalition. Wir fordern den Bundeskanz-

ler dazu auf, endlich für Ordnung in seiner 

eigenen Koalition zu sorgen und diese wich-

tige Maßnahme zur Begrenzung der irregu-

lären Migration endlich auf den Weg zu brin-

gen. 

 

 

Cannabislegalisierung stoppen, Ge-

sundheitsschutz verbessern – Aufklä-

rung, Prävention und Forschung stär-

ken 

Am heutigen Freitag hat die Ampel-Koali-

tion in abschließender zweiter und dritter 

Lesung die Legalisierung von Cannabis be-

schlossen. Cannabis soll künftig nicht mehr 

zu den verbotenen Substanzen nach dem 

Betäubungsmittelgesetz gehören, Besitz 

und Konsum bleiben unter bestimmten Be-

dingungen straffrei.  

Die geplante Cannabislegalisierung ist ge-

sundheitspolitisch fatal und im höchsten 

Maße verantwortungslos. Mit dieser Ein-

schätzung sind wir auf der Seite des überra-

genden Teils der Fachwelt. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-sofortprogramm-wirtschaft-990238
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-sofortprogramm-wirtschaft-990238
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-sofortprogramm-wirtschaft-990238
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-sofortprogramm-wirtschaft-990238
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-aktuelle-stunde-bezahlkarte-990674
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-cannabis-990684
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-cannabis-990684
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Unter anderem haben sich die führenden 

Verbände der Kinder- und Jugendmediziner, 

der Kinder- und Jugendpsychiater, die Bun-

desärztekammer, die Gewerkschaft der Po-

lizei, der Bund Deutscher Kriminalbeamten, 

der Berufsverband der Lehrkräfte und Päda-

gogen sowie viele weitere Verbände mit 

dem eindringlichen Appell „Aus Verantwor-

tung zu unserem Land - die geplante Can-

nabislegalisierung stoppen“ gegen das Ge-

setz ausgesprochen. Auch die Ständige Kon-

ferenz der Innenminister und -senatoren der 

Länder lehnt die geplante Cannabislegalisie-

rung einhellig und eindrücklich ab. 

 

Die Gründe für die Ablehnung der geplan-

ten Cannabislegalisierung sind vielfältig: Sie 

reichen von erheblichen Gesundheitsrisiken 

– insbesondere für die Entwicklung Jugend-

licher und junger Erwachsener – über völlig 

irreale Hoffnungen der Befürworter, den 

Schwarzmarkt austrocknen zu können. 

Hinzu kommen viele offene Fragen über Fol-

gewirkungen eines legalen Cannabiskon-

sums im Straßenverkehr oder am Arbeits-

platz. Der Drogenpolitik der Ampel begeg-

nen wir mit einer klaren Antwort: Nicht mit 

unseren Kindern! 

 

 

Für transparente Verhandlungen über 

das WHO-Pandemieabkommen – Ge-

gen Fehlinformationen und Verschwö-

rungstheorien 

Mit unserem Antrag, den wir in dieser Wo-

che erstmalig beraten, fordern wir die Bun-

desregierung auf, in den Verhandlungen 

über ein Pandemieabkommen der Weltge-

sundheitsorganisation (WHO) konsequent 

für den Präventionsansatz – der umfassen-

den Vorbeugung von Pandemien – einzutre-

ten. 

Die WHO muss durch das Abkommen 

handlungsfähiger werden, wobei ihre Befug-

nisse klar abgegrenzt und die zentrale Rolle 

der Mitgliedsstaaten und die Rechte der 

Bürger gewahrt sein sollen. Darüber hinaus 

muss sichergestellt sein, dass die Umset-

zung des Abkommens in Übereinstimmung 

mit der nationalen Gesundheitspolitik der 

Mitgliedsstaaten erfolgt und einzelstaatli-

che Souveränitätsrechte vollumfänglich be-

stehen bleiben. Darüber hinaus fordern wir 

die Bundesregierung auf, auf eine enge Ab-

stimmung zwischen dem Globalen Pande-

mieabkommen und den Internationalen Ge-

sundheitsvorschriften zu dringen. 

 

 

Fußball-EM 2024 – Volle Unterstützung 

für ein neues Sommermärchen 

Mit unserem 

Antrag greifen 

wir die bevor-

stehende Fuß-

ball-EM der 

Männer in 

Deutschland 

sportpolitisch auf. 

Wir werfen Fragen zu Defiziten in der Orga-

nisation auf und fordern Konzepte zur Nach-

haltigkeit und vor allem zur Sicherheit des 

Turniers ein. Darüber hinaus appellieren wir 

an den DFB, auf eine stärkere Verbunden-

heit der Nationalmannschaft mit ihren Fans 

hinzuwirken. 

Aufgrund unseres Antrags wird sich der 

Deutsche Bundestag erstmals mit der EURO 

2024 befassen. Wir stellen die Fragen, die 

für ein Gelingen des Turniers unerlässlich 

sind. 

https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Gemeinsames_Schreiben_MdBs_Cannabis-Legalisierung_08122023.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Gemeinsames_Schreiben_MdBs_Cannabis-Legalisierung_08122023.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Gemeinsames_Schreiben_MdBs_Cannabis-Legalisierung_08122023.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-who-pandemieabkommen-988624
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-fussball-em-2024-988632
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Menschenunwürdige Zustände in der 

Prostitution beenden – Sexkauf bestrafen 

Mit unserem Antrag fordern wir einen Pa-

radigmenwechsel in der nationalen Prostitu-

tionsgesetzgebung. Dazu soll ein Drei-Säu-

len-Modell – angelehnt an das sogenannte 

Nordische Modell – in Deutschland einge-

führt werden. Zentrale Säulen dieses Mo-

dels sind: Der Ausbau von Präventions- und 

Ausstiegsangeboten, die Einführung einer 

Strafbarkeit für den Kauf sexueller Dienst-

leistungen, sowie die Stärkung der Durch-

setzungsautorität der Verwaltungs- und 

Vollzugsorgane. 

 

Die Strukturen des Prostitutionsmilieus 

sind bis auf wenige Ausnahmen selbstbe-

stimmter Prostituierter zutiefst menschen- 

und frauenverachtend. Der überwiegende 

Mehrheitsanteil der Prostituierten ist Teil 

der unfreiwilligen Armuts- und Elendspros-

titution und damit täglich sexueller Ausbeu-

tung, Gewalt und Missbrauch schutzlos aus-

geliefert. Dies betrifft insbesondere Frauen, 

die laut Schätzungen über 90 % der von Sex-

kauf betroffenen Personen ausmachen. 

 

Aktuelle Zahlen und Berichte von Experten 

und Betroffenen belegen, dass weder das 

Prostituiertengesetz noch das Prostituier-

tenschutzgesetz das Ziel, die Lebensum-

stände für die Betroffenen zu verbessern, er-

reicht hat. Der Versuch, die Prostitution als 

einen normalen Beruf zu etablieren, ist 

selbst unter Einbindung weitreichender Ver-

waltungs- und Strafvorschriften gescheitert. 

Unter den aktuellen Umständen kann der 

Staat seine Schutzpflicht gegenüber den Be-

troffenen nicht hinreichend gewährleisten. 

Angesichts der gravierenden Missstände 

braucht es einen neuen Ansatz. Wir fordern 

die Bundesregierung deshalb auf, jetzt zu 

handeln und einen Paradigmenwechsel in 

der Prostitutionsgesetzgebung einzuleiten. 

 

Bilder der Woche 

Mit Philipp 

Brümmer be-

grüße ich bereits 

den zweiten Prak-

tikanten 2024. 

Der angehende 

Jurist studiert an 

der Uni Augsburg 

und ist schon nach 

kurzer Zeit eine 

Bereicherung. 

 

 

Besuch aus China! Gespräch mit Prof. Edmund Li 

Sheng, derzeit Professor und stellvertretender 
Dekan der Fakultät für Sozialwissenschaften der 

Universität Macau 

 

 

Mitte Februar fand in Brüssel die 22. Tagung der 

Konferenz über Stabilität, wirtschaftspolitische Ko-
ordinierung und Steuerung in der EU (SWKS) in 

Brüssel statt. Als Mitglied der Delegation des Deut-
schen Bundestages hatte ich die Ehre, den einzigen 

deutschen Wortbeitrag abzugeben. Immer wieder 

ein Gewinn ist es, alte Freunde wieder zu sehen… 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw08-de-prostitution-990250
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Deutschland braucht sichere Grenzen – 

Nationale Grenzkontrollen verlängern, 

bis EU-Außengrenzen wirksam ge-

schützt sind 

Seit dem 16. Oktober 2023 hat die Bundes-

regierung endlich Kontrollen an den EU-Bin-

nengrenzen zu Polen, Tschechien und zur 

Schweiz angeordnet – zusätzlich zu Öster-

reich, wie bisher auch. Wir hatten diese Kon-

trollen lange gefordert; sie waren angesichts 

der Migrationslage überfällig und zeigen Er-

folge bei der Steuerung und Begrenzung der 

irregulären Migration. 

Allerdings sind die Grenzkontrollen laut den 

Ankündigungen der Bundesregierung ge-

genüber der EU aktuell nur bis zum 15. März 

2024 vorgesehen. 

 

 

 

Mit unserem Antrag stellen wir fest: 

Deutschland kann es sich nicht erlauben, 

nach diesem Zeitpunkt auf den Schutz sei-

ner Grenzen zu verzichten. Die Bundespoli-

zei hat die Maßnahmen erfolgreich begon-

nen und sollte sie über den 15. März fortfüh-

ren – zumal im Frühling und Sommer in der 

Regel mit zunehmendem Migrationsdruck 

zu rechnen ist. Deutschland braucht so 

lange sichere Grenzen, wie der Schutz der 

EU-Außengrenze nicht vollständig funktio-

niert. 

 

 

 

 

Video der Woche 

 

Die AfD will Kinder mit und ohne Deutsch-

kenntnissen getrennt unterrichten. 

Als Mitglied im Bildungs- und Forschungs-

ausschuss habe ich dem im Plenum des 

Deutschen Bundestages widersprochen: 

KLICK 

 

 

Zitat der Woche 

«Ich stelle hier auch gerne noch mal was 

klar: Wenn links der Mitte im politischen 

Raum in Ordnung ist, dann ist auch rechts 

der Mitte in Ordnung. Wenn Sie das so ver-

schieben, dass alles, was links der Mitte ist, 

in Ordnung ist, aber was rechts der Mitte ist, 

nicht in Ordnung ist und damit gleich 

rechtsradikal oder rechtspopulistisch ist, 

dann dienen Sie nicht unserer Demokratie, 

sondern dann haben Sie ein anderes Prob-

lem. … Sie bedienen dann nämlich eine 

Denkpolizei.» 

(Unsere wirtschaftspolitische Sprecherin Julia Klöck-

ner spricht in der Debatte zum Jahreswirtschaftsbe-

richt am 21.2.2024 ein altbekanntes, ärgerliches Prob-

lem an.) 

https://www.facebook.com/dringegraessle/videos/401335759249720

